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Liebe Leserinnen und Leser,
Auch in der ersten Jahreshälfte 2021 wird Corona und die 
Erwartung der Impfung die Nachrichten fast überall beherr-
schen. Ich bin froh, dass bereits im Februar 2020 erste EU-
Haushaltsmittel zur Erforschung von Impfstoffen bewilligt 
wurden. Auch deswegen und durch gute Kooperation euro-
päischer und amerikanischer Firmen gelang es in Rekord-
zeit einsatzfähige Vakzine zur Auslieferung zu bringen. Es 
war und ist richtig, EU-weit gemeinsam impfen zu gehen. 
„Impf-Nationalismus“ durch den manche früher geimpft 
worden wären, hätte zu unausdenklichen politischen und 
emotionalen Konflikten geführt. Was noch im Juni/Juli 2020 
nicht voraussehbar war: wer als erstes das Rennen macht. 
Was voraussehbar war: sobald das klar ist, wollen das alle 
möglichst schnell haben. Bei der Abwägung: Nationale 
Notfallzulassung oder reguläres Verfahren durch die Euro-
päische Arzneimittelagentur hat man sich für das reguläre 
Verfahren entschieden. Dadurch haben wir eine Diskus-
sion nicht: ob denn dieser neue MRNA-Impfstoff vor der 
Zulassung ausreichend getestet worden ist. Dafür haben 
wir die Diskussion: warum haben die Briten früher begon-
nen? Mehr als „best reasonable efforts“ war aber auch den 
Briten nicht zugesagt worden. Bleibt aus meiner Sicht an 
möglichen Schuldzuweisungen allenfalls die fehlende Kom-
munikation darüber, dass man es versäumt hat, neben den 
Entwicklungsgeldern für den Impfstoff parallel auch Gelder 
für den Ausbau der Produktionskapazitäten ausreichend 
bereitzustellen. Aber das erscheint mir als eine lässliche 
Sünde, wenn man global betrachtet erkennt, wie privile-
giert wir im Vergleich zu anderen Impfkandidaten sind…

Ihr
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Kommission Versagen bei 
der Pandemiebekämpfung 
vorwarfen, erweist sich der 
europäische Ansatz trotz 
der dargestellten Probleme 
als ungebrochen zielfüh-
rend. Insbesondere das 
Verhandlungsergebnis mit 
BioNTech/Pfizer, an dessen 
Ende die Reduzierung der 
ursprünglichen Forderung 
von 54 auf 15,50 Euro pro 
Impfdosis stand, verdeutli-
cht den Erfolg des europä-
ischen Ansatzes. Mit einem 
Gesamtbestellvolumen von 
2,3 Milliarden Dosen stellt 
die EU zudem sicher, dass 
selbst bei zweifacher Imp-
fung mehr als genügend 
Impfstoff für die europä-
ischen Bürger vorhanden 
sein wird und das Ziel der 
Kommission bis zum Ende 
des Sommers eine Impf-
quote von 70% zu errei-
chen als möglich erscheint. 
Neben den Impfungen wird 
es aber auch darauf ankom-
men, schnellstmöglich neue 
Virusmutationen untersu-
chen und die Impfstoffe 
entsprechend anpassen zu 
können. Hierfür plant die 
Kommission den Zugang zu 
EU-Forschungsgeldern zu 
beschleunigen und den eu-
ropäischen Datenaustausch 
zu verbessern.

dass die EU spät bei der Zu-
lassung, zu optimistisch bei 
der Massenproduktion und 
zu sicher, dass das Bestellte 
auch tatsächlich pünktlich 
geliefert werde, gewesen 
sei und kündigte diesbe-
züglich Korrekturen an: Die 
Zulassung von Impfstoffen 

durch die EMA soll durch 
eine schnellere Bereitstel-
lung von Daten klinischer 
Impfstofftests und einen 
veränderten Rechtsrahmen 
beschleunigt werden. Auch 
soll die Impfstoffproduk-
tion in Europa gesteigert 
werden. Hierfür wurde eine 
Task-Force gegründet. 

Entgegen der Kritik von 
Abgeordneten der linken 
und rechten Fraktionen im 
Europaparlament, die der 

Bei der Aussprache mit der 
EU-Kommissionpräsidentin 
am 10. Februar, bekräftigten 
die Abgeordneten trotz 
Kritik Ihre ungebrochene 
Unterstützung für das ge-
meinsame, europäische 
Vorgehen im Kampf gegen 
die Pandemie. Dass sich die 
Europäische Kommission 
und die Mitgliedsstatten im 
vergangenen Jahr auf ein 
zentralisiertes Vorgehen 
der EU geeinigt haben, um 
die Impfstoffentwicklung zu 
fördern und die Impfstoff-
versorgung in allen Mit-
gliedsstaaten sicherzustel-
len, wurde von einer breiten 
Mehrheit der Abgeordneten 
weiterhin als richtiger An-
satz gewürdigt. Besonders 
hervorgehoben wurde, dass 
mit der zentralen Zulassung 
durch die Europäischen Arz-
neimittelbehörde (EMA), 
die die Haftung der Produ-
zenten für etwaige Impf-
schäden sicherstellt, die 
Gesundheit der EU-Bürger 
an erster Stelle steht.

Gleichzeitig brachte das 
Plenum Bedenken, beson-
ders hinsichtlich der Ver-
zögerung bei Impfstofflie-
ferungen, zum Ausdruck. 
Kommissionspräsidentin 
von der Leyen räumte ein, 

EU-Impfstrategie: Ungebrochene Unterstützung  
des Europaparlaments



Nachdem im November 
2020 die politische Einigung 
zwischen dem Europäischen 
Parlament und dem Europä-
ischen Rat zum Mehrjährigen 
Finanzrahmen der EU und 
dem das Aufbauinstrument 
„Next Generation EU“ er-
reicht worden war, stimmt 
das Europäische Parlament 
am 10. Februar 2021 mit 
großer Mehrheit für die so-
genannte Aufbau- und Resi-
lienzfazilität. Diese stellt das 
Kernstück von „Next Gene-
ration EU“ zur Unterstützung 
der Mitgliedsstaaten in der 
Bewältigung der wirtschaft-
lichen und sozialen Folgen 
der COVID-19-Pandemie dar. 
Dieses Instrument dient dazu 
bestehende Strukturen zu 
modernisieren und insbeson-
dere durch Investitionen in 
zukunftsorientierte Branchen 
und Einrichtungen die Resili-
enz, zu Deutsch Widerstands-
fähigkeit, der EU-Staaten zu 
stärken. Die Konzipierung 

nalen Pläne auffordern kann. 

Die Auszahlung der Förder-
gelder aus der Aufbau- und 
Resilienzfazilität ist zudem 
an zentrale Politikziele ge-
bunden, die in den nationalen 
Plänen abgebildet werden 
müssen. So müssen minde-
stens 37% für Ausgaben zum 
Klimaschutz und 20% für den 
digitalen Wandel verwendet 
werden. Weitere Bereiche für 
die Verwendung der Förder-
gelder sind unter anderem 
Maßnahmen im Bereich Wett-
bewerbsfähigkeit, in Kinder- 
und Jugendförderung durch 
beispielsweise Aus- und Wei-
terbildungsprogramme sowie 
Stärkung der Krisenresilienz 
staatlicher Einrichtungen. Zu-
dem ist die Auszahlung der 
Coronahilfen wie auch die Zu-
teilung von Mitteln aus dem 
EU-Haushalt insgesamt an die 
Einhaltung rechtstaatlicher 
Prinzipien durch die EU-Mit-
gliedsstaaten geknüpft.

als Fazilität, eine Kredit- bzw. 
Zuschussmöglichkeit, die bei 
Bedarf in Anspruch genom-
men werden kann, bietet den 
Mitgliedsstaaten dabei einen 
breiten Handlungsspielraum, 
der im Rahmen der Kreditlinie 
aber auch die Verantwort-
lichkeit auf nationaler Ebene 
erhält.

Aus dem Budget von  
672,5 Mrd. € können die EU-
Mitgliedsstaaten über einen 
Zeitraum von drei Jahren ab 
Februar 2021 nach Vorlage 
nationaler Aufbau- und Resili-
enzpläne bei der Kommission 
Zuschüsse mit einem Gesam-
tumfang von 312,5 Mrd. € 
und Darlehen mit einem Ge-
samtumfang von 360 Mrd. € 
beantragen. Das Europäische 
Parlament nimmt in der Mit-
telverteilung eine Kontroll-
funktion wahr, indem es die 
Kommission zu regelmäßiger 
Berichterstattung hinsichtlich 
der Fortschritte der natio-

Das Europäische Parlament macht ‚ 
den Weg für 672,5 Mrd. € Coronahilfe frei

Ausnahme der Slot-Regelungen an Flughäfen verlängert

Am 11. Februar 2021 hat das 
Europäische Parlament für 
die Verlängerung der ver-
kehrsbezogenen Covid-19 

Hilfsmaßnahmen im Flug-
verkehr gestimmt. Damit 
wird die eigentlich gültige 
Regelung der Start-und Lan-

derechte (Slots) für Flugge-
sellschaften ab dem 28. März 
2021 für die Sommersaison 
2021 ausgesetzt. Normaler-



mission ermächtigt durch 
sogenannte „delegierte 
Rechtsakte“ über ein Jahr 
die Regelung flexibel an 
die Situation im Flugver-
kehr anzupassen, wobei 
ihr ein Spielraum von 30 
bis 70% in der Mindestnut-
zungsrate durch Airlines 
eingeräumt werden. Mit 
dieser Maßnahme erhält 
die Europäische Union die 
Wettbewerbsfähigkeit der 
europäischen Luftverkehrs-
branche, vor allem gegen-
über unseren größten Kon-
kurrenten aus den USA und 
Großbritannien, unter Pan-
demiebedingungen.

die COVID-19-Pandemie 
lässt sich diese Regelung 
derzeit nicht aufrechterhal-
ten. Entsprechend wurde 
die erstmals im März 2020 
beschlossene Regelung nun 
durch das Europäische Par-
lament verlängert, so dass 

die Airlines 
auch 2021 
nur 50% ih-
rer Slots nut-
zen müssen, 
um diese zu 
b e h a l t e n . 
Darüber hi-
naus wurde 
die Europä-
ische Kom-

EU und China einigen sich auf Investitionsabkommen

weise gilt, dass eine Airline 
in der EU 80% ihrer zuge-
wiesenen Slots an einem 
Flughafen nutzen muss, 
um diese auch zukünftig 
behalten zu können. An-
gesichts des geringen Pas-
sagieraufkommens durch 

haltiger Entwicklungsziele be-
kannt. Hierzu zählen neben 
dem Umwelt- und Klimaschutz 
auch der Schutz von Arbeit-
nehmern und die Bekämpfung 
von Zwangsarbeit.

Das Investitionsabkommen 
stellt die Handelsbeziehungen 
der EU mit China, die mit 586 
Mrd. € im vergangenen Jahr 
erstmals das Handelsvolumen 
der EU mit den USA übertraf, 
auf eine neue und verbes-
serte Grundlage. Der erleich-
terte Zugang zu einem Markt 
von 1,4 Milliarden Menschen 
und fairere Wettbewerbsbe-
dingungen für europäische 

Der EU ist es im Rahmen der 
Verhandlungen gelungen weit-
reichende Verbesserungen für 
europäische Unternehmen 
beim Zugang zum chinesischen 
Markt zu erreichen. Hierzu 
zählen insbesondere der Fi-
nanz-, Telekommunikations-, 
Gesundheits-, Logistik- und 
E-Mobilitätssektor. Zugleich 
verpflichtet sich China EU-
Unternehmen im Wettbewerb 
mit chinesischen Staatsunter-
nehmen fairer zu behandeln, 
Subventionen transparenter zu 
machen und unfreiwillige Tech-
nologietransfers zu unterbin-
den. Weiterhin hat sich China 
erstmals zur Umsetzung nach-

Nach 7 Jahren und zahlreichen 
zähen Verhandlungsrunden 
haben sich die Führungsspit-
zen der EU und Chinas im 
Grundsatz auf ein Investiti-
onsabkommen geeinigt. Was 
2013 begann, wurde unter 
der Deutschen Ratspräsident-
schaft, die bis zuletzt als Ver-
mittler zwischen den einzelnen 
Mitgliedstaaten die Verhand-
lungen voranbrachte, am 30. 
Dezember 2020 politisch be-
siegelt. Sowohl EU-Kommissi-
onspräsidentin von der Leyen 
als auch Bundeswirtschaftsmi-
nister Altmaier werteten das 
Abkommen als „handelspoli-
tischer Meilenstein“.



Unternehmen auf dem chine-
sischen Markt ermöglichen der 
EU ihre Position im globalen 
Handelssystem zukünftig wei-
ter zu stärken.

In einem nächsten Schritt wird 
das Abkommen dem Rat und 
dem Europäischen Parlament 
zur Annahme vorgelegt. In 
den vergangenen Wochen ha-
ben insbesondere Abgeordne-

te der sozialdemokratischen 
und grünen Fraktionen har-
te Kritik an Formulierungen 
zum Arbeitnehmerschutz und 
zu Menschenrechten in dem 
von der Kommission veröf-
fentlichtem vorläufigen Ver-
tragstext geübt. Die Men-
schenrechtslage ist zweifellos 
höchst problematisch, so oder 
so. Ein Investitions(schutz)ab-
kommen, das insbesondere 

unseren Unternehmen beim 
Marktzugang einen besseren 
Schutz vor Diskriminierung in 
China bringen soll, also eher 
auf Gleichbehandlung im Ver-
gleich zu den bereits bestehen-
den Möglichkeiten chinesischer 
Unternehmer bei uns abzielt, 
kann hier aber nur bedingt Ab-
hilfe schaffen. Diese Diskussion 
erscheint eher bei einem Frei-
handelsabkommen angebracht.

Das Europäische Parlament debattiert den  
EU-Aktionsplan zur Kreislaufwirtschaft

Die Europäische Kommissi-
on hatte im März 2020 im 
Rahmen des Europäischen 
Grünen Deals – den Fahr-
plan der EU zur Verwirkli-
chung der Klimaneutralität 
- einen neuen Aktionsplan 
für die Kreislaufwirtschaft 
vorgelegt. Zu diesem hat 
das Europäische Parlament 
am 10. Februar 2021 weit-
reichende politische Emp-
fehlungen angenommen, um 
bis spätestens 2050 einen 
erfolgreichen Übergang der 
EU zu einer nachhaltigen 
und klimaneutralen Kreis-
laufwirtschaft zu erreichen.

Konkret fordern die Abge-
ordneten die Kommission 
auf, schärfere Recyclingziele 
und verbindliche Redukti-
onsziele bei der Verwen-
dung und dem Verbrauch 

von Materialien bis 2030 
einzuführen. Weiterhin 
solle die Kommission un-
ter Sicherstellung der Lei-
stungsfähigkeit und der 
Sicherheit eines Produktes, 
produkt- bzw. branchenspe-
zifische bindende Ziele für 
den Rezyklat-Anteil einzu-
führen. Außerdem fordert 
das Parlament die Kommis-
sion auf, die Vorgaben zur 
Umweltverträglichkeit und 
Nachhaltigkeit der Ökode-
sign-Richtlinie von 2016 auf 
alle im Binnenmarkt zirku-
lierenden Produkte auszu-

weiten. Hierbei sind auch 
die Mitgliedsstaaten gefor-
dert, gemeinsam mit der 
Kommission politische Stra-
tegien zu erarbeiten, die zu 
einer Verlängerung des Le-
benszyklus von Materialien 
und zu einer optimierten 
Nutzung von Produkten und 
Dienstleistungen beitragen. 

Die Abgeordneten betonten, 
dass der Übergang zu einer 
Kreislaufwirtschaft nicht 
nur unabdingbar zum Er-
reichen des ambitionierten 
Ziels einer klimaneutralen 
Wirtschaft der Union bis 
2050 und zur Schonung von 
Ressourcen sei, sondern 
gleichzeitig das Potenzial 
besitze neue Arbeitsplätze 
zu schaffen und nachhaltige 
Geschäftsmöglichkeiten zu 
fördern. Konkret könne das 



Europäisches Parlament sieht Ukraine auf einem guten Weg 

Am 10. Februar 2021 verab-
schiedete das Europäische 
Parlament mit einer Mehr-
heit von 77,8% den Bericht 
zur Umsetzung des Assoziie-
rungsabkommens mit der Uk-
raine. Der Bericht würdigt die 
bisher erzielten Fortschritte 
der Ukraine im Zusammen-
hang der im Assoziierungs-
abkommen eingegangenen 

Verpflichtungen, insbesonde-
re in den Bereichen Landwirt-
schaft, Umwelt, Energie und 
Digitalisierung der Wirtschaf-
te, im Finanzsektor, in der 
Umsetzung der Reform zur 
Dezentralisierung sowie des 
Wahlrechts. Ebenso begrüßte 
das Europäische Parlament 

das Engagement der Ukraine 
im Rahmen der Gemeinsamen 
und Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik der EU. Demge-
genüber betonten die Abge-
ordneten allerdings gleicher-
maßen, dass es weiterer und 
verstärkter Anstrengungen 
der Ukraine bei der Justizre-
form und dem Kampf gegen 
Korruption bedarf.

Michael Gah-
ler, der ständige 
Berichterstatter 
zur Ukraine und 
Verfasser des 
Berichts stellte 
hierzu fest: „Die 
Ukraine hat sich 
für den europä-
ischen Weg ent-
schieden. Wie 

unterstützen Sie dabei. Mit 
dem Assoziationsabkommen 
haben wir eine umfassende 
Zusammenarbeit eingerich-
tet, die Schritt für Schritt zu 
Ergebnissen führt. Nur die 
Aussicht auf einen europä-
ischen „way of life“ birgt das 
Versprechen von stabiler 

Demokratie, fairem Rechts-
staat und persönlichem wirt-
schaftlichen und sozialen 
Fortschritt. Die starke Zivil-
gesellschaft und die echten 
Reformer in der Politik bemü-
hen sich nach Kräften, diese 
Hoffnungen ihrer Bürger zu 
verwirklichen.“

Mit dem Bericht unterstri-
chen die Europaabgeordneten 
ebenso ihre ungebrochene 
Unterstützung zum Erhalt der 
Souveränität und territorialen 
Integrität der Ukraine im An-
gesicht der völkerrechtwid-
rigen russischen Annektion 
der Krim 2014 und der anhal-
tenden Destabilisierung der 
Ostukraine durch Russland.

Die Verabschiedung des Be-
richts fiel zudem mit dem 
7. Assoziierungsrat der EU 
mit der Ukraine zusammen, 
dessen Ergebnisse die Par-
lamentsposition widerspie-
geln und den beidseitigen Ein-
satz zur weiteren Vertiefung 
der Kooperation und Handels-
beziehungen betonen.

Bruttoinlandsprodukt der 
EU um weiter 0,5% gestei-
gert und mehr als 700.000 
neue Arbeitsplätze bis 2030 
geschaffen werden. Von 
Seiten der CDU/CSU-Abge-

ordneten wurde dabei be-
sonders die Steigerung des 
Einsatzes von recycelten 
Materialien sowie die Not-
wendigkeit eines pragma-
tischen Ansatzes hervorge-

hoben. Das ökonomische 
und ökologische Potenzial 
der Kreislaufwirtschaft dür-
fe dabei nicht durch klein-
teilige Überregulierung aus-
gehöhlt werden.



Debatte zum EU-Plan gegen Krebs

Am 4. Februar 2021, dem 
Weltkrebstag, debattierten 
die Europaabgeordneten 
des Sonderausschusses des 
Europäischen Parlaments 
zur Krebsbekämpfung mit 
der Kommission über de-
ren „Plan gegen den Krebs“. 
Der Plan der Kommission 

Insgesamt sind im aktuellen 
Haushalt 4 Mrd. € für die 
Maßnahmen vorgesehen.

Der Ausschussvorsitzende 
Bartosz Arłukowicz von der 
EVP-Fraktion verwies auf die 
jährlich 1,3 Millionen Krebs-
opfer in Europa und betonte, 
„Gemeinsames Wissen und 
gemeinsame Datenbanken, 
die Unterstützung von 
Screening-Programmen, die 
Kofinanzierung von HPV-
Impfungen sind nur einige 
der vielen Schritte, die wir 
auf unserem Weg zum end-
gültigen Sieg über den Krebs 
nicht zögern werden zu ge-
hen.“

umfasst die Bereiche Prä-
vention, Früherkennung, 
Diagnose und Behandlung 
sowie die Verbesserung der 
Lebensqualität von Krebs-
kranken und von Krebs Ge-
nesenen. Teil des Plans ist 
ebenfalls die Einrichtung 
eines EU-Wissenszentrums 

für Krebs, das 
die Koordi-
nierung und 
den wissen-
s c h a f t l i c h -
technischen 
A u s t a u s c h 
z w i s c h e n 
den Mit-
gliedsstaaten 
fördern soll. 

Brexit: Ein Neubeginn der Beziehungen  
zwischen der EU und dem Vereinigten Königreich

Nachdem es Mitte Dezember 
noch stark danach aussah, 
als würde der Brexit-Mara-
thon ohne ein Abkommen 
enden, gelang am 24. De-
zember 2020 doch noch der 
Durchbruch. Das vereinbarte 
Handels- und Kooperations-
abkommen hat einen har-
ten wirtschaftlichen Bruch 
zwischen der Insel und dem 
Kontinent zur Jahreswen-
de abwenden können und 

schafft ein neues, tragfähiges 
Fundament für die zukünf-
tigen Beziehungen über den 
Ärmelkanal. Entsprechend 
bezeichnete Kommissions-
präsidentin Ursula von der 
Leyen das Ergebnis der lang-
wierigen und schwierigen 
Verhandlungen als „ein ge-
rechtes und ausgewogenes 
Abkommen [...], das unsere 
europäischen Interessen 
schützen, einen fairen Wett-

bewerb gewährleisten und 
unserer Fischereiwirtschaft 
die dringend benötigte Bere-
chenbarkeit bieten wird.“

Seit dem 1. Januar 2021 wird 
das Handels-und Kooperati-
onsabkommen bereits vor-
läufig angewendet bis die 
Ratifizierung durch das Eu-
ropäische Parlament erfolgt. 
Diese war ursprünglich für 
Ende Februar vorgesehen, 
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IMPRESSUMBewerbungsphase für „REGIOSTAR-
Awards“ 2021 hat begonnen

soll jedoch auf Vorschlag der 
Kommission bis Ende April 
verlängert werden, um dem 
Europäischen Parlament 
ausreichend Zeit zur ein-
gehenden Prüfung des um-
fangreichen und komplexen 
Textes zu lassen. 

Obwohl dieses Handel- und 
Kooperationsabkommen 
weit über ein herkömm-
liches Freihandelsabkom-
men hinausgeht und auch in 
einer Reihe von anderen Be-
reichen wie Energie, Trans-

port, Justiz und Umwelt 
die zukünftige Kooperation 
zwischen der EU und dem 
Vereinigtem Königreich 
regelt, sind erste negative 
Folgen des Brexits bereits 
für einige EU-Bürger zu spü-
ren. So hat sich die britische 
Regierung entschieden, 
nicht mehr an dem EU-Aus-
tauschprogramm Erasmus+, 
von dem nicht nur britische, 
sondern auch europäische 
Studenten aus allen ande-
ren Mitgliedsstaaten profi-
tierten, teilzunehmen. Für 

Studierende aus der EU 
bedeutet dies folglich, dass 
ein Studium im Vereinten 
Königreich zum einen deut-
lich teurer wird und hierfür 
zum anderen aufgrund der 
neuen Einwanderungsre-
geln ein Visum benötigt 
wird. Die Europäische Kom-
mission betont allerdings, 
dass Sie weiterhin offen für 
Anträge des Vereinten Kö-
nigreichs zur Teilnahme an 
EU-Programmen, inklusive 
des Erasmus+ Programmes, 
ist.

Am 9. Februar 2021 eröffnete 
die Europäische Kommission 
die Bewerbungsphase für die 
diesjährigen „REGIOSTARS-
Awards“, mit denen innova-
tive Regionalprojekte in der 
EU ausgezeichnet werden. 
Dem diesjährigen Wettbe-
werb liegen fünf verschie-
denen Kategorien zugrunde: 
In der Kategorie „Smart Eu-
rope“ geht es um Digitalisie-
rungsprojekte lokaler Unter-
nehmen, während die zweite 
Kategorie, „Green Europe“, 
auf Projekte zur Förderung 
der Widerstandfähigkeit von 
Gemeinschaften im länd-
lichen und städtischen Raum 
zielt. „Fair Europe“, die dritte 
Kategorie, widmet sich der 
Förderung von Inklusion und 

Antidiskriminierung. In der 
vierten Kategorie, „Urban 
Europe“, werden Projekte 
zur Förderung grüner, nach-
haltiger Kreislaufsysteme für 
Lebensmittel in städtischen 
Gebieten ausgezeichnet. 
Im „Topic of the Year“, der 
fünften Kategorie, geht es 
schließlich Projekte zur För-
derung der umweltfreund-
lichen Mobilität in den Re-
gionen im Europäischen 
Jahr der Schiene 2021. Die 
Bewerbungsfrist endet am 
09.05.2021. 

 WEB-TIPP
Alle Informationen zu dem 
Wettbewerb finden Sie hier:   
https://regiostarsawards.
eu/


